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AUSSENBEREICHSSATZUNG

der Gemelnde Stegen für den Berelch 'Berlachen' lm Ortstell Eschbach

Nach S 4 Abs. 4 des BaUGB - MaßnahmengeseEes vom 28.04.1993 (BGBI. I S. 622)
in Verbindung mit S 35 BauGB in der Fassung vom L Dezember 1986 (BGBI. I S.
22531, zulelzl geånde rt durch das I nvestitionserleichterungs- u nd WohnbaulandgeseE
vom 22.04.1994 (BGBI. I S. 466) und 5 4 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg Ld.F. vom 03.10.1983 (GBl. S. 578), zuleEt geåndert durch das GeseE
vom 08.11.1993 (GBl. S.657) hat der Gemeinderat der Gemeinde Stegen arn
16.05.1995 für den Bereich "Berlachen" im Ortsteil Eschbach folgende Satzung be-
schlossen:

S 1 -Räumlicher Geltungsberelch

Diese Satzung gilt für den Bereich "Berlachen- der Gemeinde Stegen. Für den
räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung ist der als Anlage zur Satzung bei-
gefügte Lageplan i.d,F. vom 17.01 .1994 maßgebend.

5 2 - Rechtsfolgen und allgemeine Zulassungsvoraussefungen

(1) Vorhaben auf Grundstücken im räumlichen Geltunçbereich dieser Satzung, die
Wohnzwecken dienen, kann nicht entgegengehalten werden, daß sie einer
Darstellung im Flächennutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder
Wald widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung
befürchten lassen.

(21 Vorhaben im Sinne des Abs. 1 sind nur zulässig, wenn sie sich hinsichtlich des
Maßes der baulichen Nutzung, der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll
und der BauWeise in die Eigenart der näheren Umgebung einfugen.

(3) lm Satzungsentwurf bleibt die Zulässigkeit von Vorñaben nach 5 35 Abs. 1, 2 und
4 BaUGB im übrigen unberührt.
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g 3 - Zulässigkeit von Wohnzwecken dienenden Vorhaben
Handwerksbetrieben

(1) lm Geltungsbereich der Satzung gilt allgemein folgendes:

b)

Bauliche Erweiterungen von bestehenden Gebäuden oder Nutzungsånde-
rungen zu Wohnanecken sind bis zu einer Größe von 1/3 des vorhande-
nen Gebåudebestandes zulässi9.

lnsgesamt dülen dabei nicht mehr als 2 Wohnungen und '1 Einliegeruoh-
nungje Wohngebäude eingerichtet werden'

(2') Darüberhinaus gilt in den einzelnen Bereichen folgendes:

b)

Auf dem Flst.-Nr. 46 ist die Errichtung von max. 1 Wohngebäude als frei-
stehendes Einzelhaus oder die Errichtung von max. 1 Handwerksbetrieb
mit einem dazugehörigen Wohngebäude zulåssig.

Auf dem Flst.-Nr. 47 ist dÌe Errichtung von max. 2 Wohngebäuden als

freistehende Einzelhäuser oder die Errichtung von max. 2 Handwerksbe-
trieben mit je einem dazugehörigen Wohngebåude zulässig.

ln dem im Lageplan besonders gekennzeichneten Bereich ist über die nach

s 2a) dieser-satzung zulässigen Vorhaben hinaus die Errichtung eines
Ãltenieilerhauses gemåß S 35 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB zugunsten des

landwirtschaftlichen Anwesens auf Flst.-Nr. 46 zulässig.

Sonstige Festsetzungen für geplante Bauvorhaben im Bereich der Flst.-
Nrn. 46 und 47

aa.) Maß der baulichen Nutzung
Wandhöhe: max. 4,00 m, gemessen von der OK Straße, Achse, in

der Mitte der Grundstücksseite, von der aus das Flur-
stück seine Zulal¡tlerhält, bis Schnittpunkt Außenwand
mit OK Dachhaut

Firsthöhe: max. 10,00 m, gemessen von OK Straße, Achse, in der
Mitte der Grundstucksseite, von der aus das FlurstÚck
seine Zufahrt erhålt

Zahlder Vollgeschosse: ll = l+ lD
(Dachgeschoß zählt als an-
rechenbares Vollgeschoß)

bb.) Dachneigung: 40 - 45"

cc.) Für die Stellung der Gebåude sind die im Lageplan eingetragenen
Firstrichtungen maßgebend.

dd.) Es sind sind nur Garagen mit Satteldach zulässig.

d)

und kleineren

a)

a)

c)
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$ 4 - Erhaltung von Gehölzbestand

Die im Lageplan eingetragenen Båume sind zu erhalten. Bei Ausfall ist ent-
sprechend Ersatz zu leisten.

$ 5 - Gewåsserschutz

(1) Beidseitig des im Lageplan im Bereich des Flst.-Nr.47 eingetragenen offenen
Grabens wird ein 5,0 m breiter Gewässerschutzstreifen (gemessen ab OK Bö-
schung) ausgewiesen.

(2) lm Gewässerschutzstreifen sind Veränderungen wie Aufschüttungen, Errich-
tung von Ufermauern, Einzäunungen und Uberdachungen, Lagern wasserge-
fährdender Stoffe, Deponieren von Abfållen, Anlegen von Autoabstellplätzen
usw. untersagt.

(3) Die Zugänglichkeit des Grabens muß für die Unterhaltung des Gewässers
jederzeit sichergestellt bleiben.

$ 6 - Bestimmungen und Hinweise der Badenwerk AG

(1) lnnerhalb des Schutzstreifens einer 22O-kV-Leitung gelten für die Planung
baulicher Anlagen eingeschrånkte Bauhöhen. Es können nur solche Gebäude
mit Dacheindeckungen nach DIN 4102, Teil 7, errichtet werden, bei denen die
Mindestabstände nach DIN VDE 0210 bei Dachneigung >15o von 3,75 m und

Flachdach oder flachgeneigtem Dach <1 5o von 5,75m zu den bei größtem
Durchhang ruhenden und ausgeschwungenen Leiterseilen eingehalten sind.

(2\ Bei den Bauvorhaben, wo das Grundstück vom Freileitungsschutzstre¡fen
beruhrt wird, ist die Badenwerk AG am Genehmigungsvefahren zu beteiligen.
ln den Schnitten der Antragspläne ist die Bauwerkshöhe bezogen auf m ú.NN.
anzugeben.

(3) Bei den im Freileitungsschutzstreifen zu pflanzenden Baum- und Strauchge-
hölzen sind nur solche niedrigwachsende Arten vorzusehen, die spåter wegen
des einzuhaltenden Mindestabstandes nach DIN VDE 0210 von 3,25 m keine
Rúckschnitte erfordern.

(4) Der Bereich des Mastes Nr. 5120/161 ist bezogen auf dessen Fachwerk im
Abstand von 11 m von Hochbauten aller Art und von unterirdischen leitfähigen
Systemen freizuhalten
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g 7 - Weitergehende Bestimmungen und Hinweise des Amtes fÍir Wassen¡¡irt-
schaft und Bodenschutz Freiburg

(1) Auf die in der Anlage zur Satzung aufgeführten Bestimmungen des Amtes fur
Wasserwirtschaft und Bodenschutz Freiburg zut Entwässerung und
Durchführung von Erdarbeiten wird verwtesen.

(2) Die Abstände von Rohraußenkante (Verdohlung Flst.Nr. 46) bis zu den geplan-
ten Gebäuden müssen mind 3 0 m betragen.

$ I - Hinweis des Staatlichen Gesundheitsamtes Freiburg

lm Geltungsbereich der Außenbereichssatzung verläuft eine 220 - KV - Lei-
tung

Die Auswirkungen elektrischer und magnetischer Felder und deren biologische
Auswirkungen sind erst se¡t jüngster Zeit Gegenstand wissenschaftlicher For-
schung Unterschiedliche Forschungsergebnisse führen zu unterschiedlicher
Meinungsbìldung in der Bevölkerung Es gibt epidemiologische Studien die
vermitteln lassen, daß ein Zusammenhang zwischen erhöhten Leukåmieer-
krankungen und Krebs besteht "lnsgesamt besteht jedoch kein gesicherter Zu-
sammenhang zwischen einer Exposition gegenüber magnetischen Feldern, wie
sie im Alltag vorkommen und einem vermehrten Auftreten von Krebs"

Desweiteren wird darauf hingewiesen, daß Herzschrittmacher auch unterhalb
des IRPA-Grenzwertes von 100 pT auf magnetische Felder reagieren Lebens-
gefährliche Situationen entstehen kaum, es kommt aber mitunter zu fur die
Herzschrittmacherträger unangenehmen "Aussetzern" Betroffene sollten star-
ke Felder deshalb meiden, sie sollten sich nìcht unter großen Hochspan-
nungsleitungen aufhalten Der Grenzwert fùr Schrittmacherpatienten liegt bei
20 ¡tl

Die im Erlaß (Land Baden-Wúrttemberg vom 29 03 1994) genannten Grenz-
werte sind um ein vielfaches, zum Teil um eine Zehnerpotenz höher, als die
durch das Badenwerk mittels Berechnung ermittelten Werte im Bereich der
Außenbereichssatzung.



$ 9 - Bestandteile der Außenbereichssatzung

Bestandteile der Satzung sind:

der Lageplan i.d.F. vom 19.04.1995
die Begrundung i.d.F. vom 19 04.1995

S l0 - lnkrafttreten

Diese satzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach $ 12 BauGB in

Kraft.

Stegen, den ... 2 6. Mai ¡995

A$frtiqrq

Es wird bestätiqt. daß der lrhalt dieser AfJerÙereichssata¡E
mit ¿sn sdtz,rpitésdltß des Gsreinderat€s vqn 16.05.1995

übereinstinnt. Anzelge bestãtÍgt
Stegerì, 10.1 1.1995

(Kuster)
Elürçneister
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Fertigung:
Anlage: ...

Blatt: .......

BEGRÜNDUNG

zur Außenbereichssatzung für den Bereich "Berlachen", Gemeinde stegen,

OT Eschbach

Geltungsbereich der Außenbereichssatzung

Für den räumlichen Geltungsbereich der Außenbereichssatzung ¡st der

Lageplan vom 17.01 .1994 maßgeben-d. . .

Oei öettungsbereich umfaßt die Teilbereiche der Flst.-Nrn. 4715, 47, 4713,

4714, 47,46 sowie 46/1.

2. Erfordernis der Planaufstellung

Die bestehende Siedlung im Bereich "Berlachen" im oT stegen ist, nachdem

neben den beiden dort ánsässigen Haupterwerbs- und Nebenerwerbsland-

wirten mehrere Wohngebåude Lrstellt wurden, durch eine überwiegende

Anwesen auf Flst.-Nr. 46 sollte im Rahmen dieser satzung eine entspre-

und vonangig die landwirtschaftliche Nutzfläche zu erhalten.
Durch diesã-geplante Maßnahme bleibt eine geordnete städtebauliche Ent-

wicklung gewahrt.
lvt¡t oem Èrlal3 der Satzung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen

im Rahmen des Wohnungðbauerleichterungsgesetzes geschaffen werden.

r)
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3. Städtebauliche KonzePtion

Es ist vorgesehen, neben dem geplanten Altenteilerhaus fÜr das Anwesen

ËÉt.:ñi.-¿ã noch d'rei weitere Wõhhgebaude im Zusammenhang mit der be-

schrieben.
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Für die dre¡ geplanten wohngebäude sowie das Altenteilerhaus auf Flst.-Nr.

46 wurden entsprechende überbaubare Flächen ausgewiesen.
Für die bestehenden Gebäude wurde keine zusätzliche überbaubare Fläche

ausgewiesen. Hierfür ist der $ 3 Ab
dienenden Vorhaben anzuwenden, d

rungen von bestehenden Gebäuden
zwecken bis zu einer Größe von 1/3

zulåssig sind.

Fur das geplante Altenteilerhaus wurde eine überbaubare Flåche nördlich
des Gehöftes zur Abrundung der Siedlung ausgewiesen, das ausschließlich
zur Errichtung des Altenteilerhauses best¡mmt ist.

Es sind entsprechend der umgebenden Bebauung in der Eigenart des Ge-
bietes nur freistehende Einzelhäuser zulässig.
Die Hauptfirstrichtung wurde fúr alle geplanten GeÞåude festgelegt und im
Lageplan eingetragen. Damit soll eine städtebauliche befriedigende Einbin-
dung in den umgebenden Landschaftsraum sowie ein harmonisches Einfu-
gen in die bestehende Bebauung erzielt werden.

Die Wandhöhe wurde entsprechend der umgebenden Bebauung mit 4,00 m,

die max. Firsthöhe mit 10,00 m, die Dachneigung mit 40 - 45" festgelegt'
Desweiteren wurde festgesetzt, daß nur Geragen mit Satteldach zulåssig
sind.
Die drei geplanten Einzelgebåude sind nur fÜr den Eigenbedarf gedacht. Es

sind pro Gebäude max. 2 Wohneinheiten und eine Einliegerwohnung oder 1

Handwerksbetr¡eb mit einem dazugehörigen Wohngebäude zulàssig.

Zusammengestellt: Freiburg, den 24.06 1993
27 08.1993
18.10 1993
17 01.1994
26 07.1994
1 9.04.1 995

PI-ANUNGSBÜRO FISCHER + PARTNER
GÜNTERSTALSTR 32 79100 FREIBURG

I

Sregen, den ? 9' .l'tei !99t

Anzeige bestätígt Bürserme

2 7. ¡uli rsgs

Planer

re d¡n
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ANLAGE

zur Außenbereichssatzung "Berlachen", Gemeinde Stegen, OT Eschbach

Bestimmungen und Hinweise des Amtes für Wasserwirtschaft und Boden-
schutz Freiburg

1.1 Bestimmungen zur Entwässerung

- Alle håuslichen und gewerblichen Abwåsser aus dem Satzungsbereich
sind in die Öffentliche Kanalisation der Gemeinde Stegen mit nachge-
schalteter zentreler Sammelklåranlage des Abwasseraveckverbandes
Breisgauer Bucht in Forchheim abzuleiten.

Die Öffentliche Kanalisation ist im Trennsystem auszuführen, wobei auf
eine richtige und vollståndige Trennung des Abwassers zu achten ist:
Häusliche Abwåsser sind in den Schmutavasserkanal, Regenwasser -
soweit nicht versickerbar - in den Regenwasserkanal abzuleiten.

- lm lnteresse des Grundwasserschutzes, der Grundwasserneubildung und
der Entlastung der kommunalen Abwasseranlagen ist jeder Bauherr ver-
pflichtet, auf dem Baugrundstuck geeignete Maßnahmen zur Verminde-
rung des Abflusses von unverschmutztem Niederschlagswasser vorzuse-
hen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflächen, Terrassen, Auffahrten,
Wegen usw. anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser breitflächig
über eine belebte Bodenschicht zu versickern.

Zulässig ist eine Ableitung in angrenzende Grünflächen oder hierfür ei-
gens angelegle Rasenmulden usw., die einen Uberlauf in die öffentliche
kanalisaiion (Regenwasserkanal) haben müssen. Sofern Dritte nicht be-
e¡nträchtigt werden, ist nach Möglichkeit auch eine Ableitung auf angren-
zende unbebaute Flächen erlaubt.

Nicht zulàssig sind wegen fehlender Sorbtionskräfte bzw, Abbauwirkung
durch Bodenorganismen punktuelle oder linienfÖrmige Versickerungenn
wie z.B. Sickerschåchte und Drainagen.

Das auf Dachflächen anfallende Niederschlagswasser kann auch in Zi-
sternen gesammelt und für die Gartenbewässerung venivendet werden.
Die Zisternen sollten so dimensioniert sein, daß je 50 m" Dachfläche 1 m!
Volumen zur Verfügung steht.
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Die auf den Grundstucken zu befestigenden Flächen (Garagenzufahrten,
Hofflächen, Abstellplätze, Wege usw.) sind auf das unbedingt erforderli-
che Mindestmaß zu beschränken.
Sie sind mit einem Gefälle zu angrenzenden Rasen- bzw. Gartenflåchen
oder Versickerungsmulden zu versehen.
Die Herstellung dieser Flächen soll soweit als mÖglich aus wasserdurch-
lässigen Materialien (Rasengittersteine, großfugiges Pflaster mit Rasen-
fuge, Forstmischung usw.) erfolgen.

1 2 Bestimmungen für die Durchfuhrung von Erdarbeiten bei Einzelbauvorhaben:

Die folgenden Bestimmungen sollen dazu dienen, die Erhaltung des Bodens
und seine Funktionen a) sichern. Gesetzliche Grundlage ist das
Bodenschutzgesetz fúr Baden-Württemberg vom 01 .09.'1991 . Danach ist
nach $ 4 bei Baumaßnahmen auf einen sparsamen und schonenden
Umgang mit dem Boden zu achten.

Allgemeine Bestimmungen:

- Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, daß nur soviel Mutterboden ab-
geschoben wird, wie fúr die Erschließung des Baufeldes unbedingt not-
wendig ist. Deshalb sollte unnötiges Befahren oder Zerstören von Ober-
boden auf verbleibenden Freiflächen vermieden werden

- Zur Vermeidung von Bodenverdichtungen, die das Wachstum der späte-
ren Bepflanzung erschweren, sind Bodenarbeiten möglichst nur bei
schwach feuchtem Boden und bei niederschlagsfreier Witterung durchzu-
führen.

- Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Tren-
nung von Oberboden und Unterboden durchzufúhren.

- Bei Geländeaufschúttungen innerhalb des Baugebietes, z.B. zum Zwecke
des Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw., darf der Oberbo-
den des Urgeländes nicht überschuttet werden, sondern ist zuvor abzu-
schieben. Fùr die Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial
(Unterboden) zu venvenden.

Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Men-
schen oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht
ausgeschlossen werden können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde
(Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald/ Emmendingen/ Umweltschutz-
amt Freiburg) zu melden.
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Bestimmungen zut Zwischenlagerung und Wiederverwendung von
Oberboden:

- Für die Lagerung bis zur Wiederven¡vertung ist der Oberboden max. 2 m
hoch locker aufzuschütten, damit die erforderliche DurchlÜftung gewåhr-
leistet ist.

- Vor Wiederauftrag des Oberbodens sind innerhalb des Baufeldes Unter-
bodenverdichtungen durch Auflockerung bis zum Anschluß an wasser-
durchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausreichender Wur¿el-
raum fur die geplante Bepflanzung und flächige Versickerung von Ober-
flåchenwasser gewährleistet sind.

Zusammengestellt: Freiburg, den'17.01 1994

PI-ANUNGSBÜRO FISCHER + PARTNER
GÜNTERSTALSTR. 32 79100 FREIBURG

Planer {l (Kuster)
8d¡rgoflnekûri

Anzeige bestätigt

2 7. ¡ut¡ tgg5
Frelbur0. Cen

lândratsamt Breisgau-Hochschrrrazwald
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